
©
 m

al
ko

vk
os

ta
/st

oc
k.a

do
be

.co
m

   

S 2  • Weihnachtsfeier: Tatsächliche 
Teilnehmerzahl maßgeblich

 • Unterlagen, die am 31.12.2021 
vernichtet werden können

 • Bilanz 2021: Cashflow für 2021 
noch verbessern

S 3  • Betriebliche Altersversorgung
 • Versteuerung von Geschäftsfüh-
rer-Tantiemen   

S 4  • Globale Mindeststeuer kommt 
 • Forderungsverjährung zum 
31.12.2021 

 • Sonderabschreibung für  
Mietwohnungsneubau

 • Steuertermine

Dezember 2021

©Racamani/stock.adobe.com

Bei Fragen wenden Sie sich jederzeit 
gern an Ihren Sachbearbeiter

VIP-Steuerköpfe
Mandanten-Informationen 
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Weihnachtsfeier: Tatsächliche Teil-
nehmerzahl maßgeblich 
Freibetrag
Die Teilnahme der Arbeitnehmer an ei-
ner betrieblichen Weihnachtsfeier bleibt 
lohnsteuerfrei, soweit die Aufwendungen 
pro Arbeitnehmer nicht mehr als € 110,00 
betragen (Freibetrag nach § 19 Abs. 1 Nr. 
1a Einkommensteuergesetz/EStG). Wird 
die 110-Euro-Grenze überschritten, be-
steht für den Arbeitgeber die Möglichkeit, 
den überschießenden Betrag pauschal zu 
versteuern. Der Lohnsteuersatz beträgt in 
diesem Fall 25 % (§ 40 Abs 2 Nr. 2 EStG). 
Im Fall der Pauschalversteuerung besteht 
keine Sozialversicherungspflicht für diese 
Sachleistung (§ 1 Abs. 1 Satz 2 der Sozi-
alversicherungsentgeltverordnung SvEV). 

Tatsächliche Teilnehmerzahl
Strittig war bislang, auf wie viele Arbeit-
nehmer die Gesamtkosten einer Betriebs-
feier zur Berechnung des 110-Euro-Frei-
betrags aufzuteilen sind. Regelmäßig dif-
feriert die Anzahl der eingeladenen Ar-
beitnehmer von der Anzahl jener Mitar-
beiter, die tatsächlich an der Weihnachts-
feier teilnehmen.  Der Bundesfinanzhof 

(BFH) hat in einem Urteil entschieden, 
dass die Kosten einer Betriebsveranstal-
tung zu gleichen Teilen auf die bei der 
Betriebsveranstaltung anwesenden und 
nicht auf die angemeldeten bzw. gelade-
nen Teilnehmer aufzuteilen sind. Der BFH 
begründet diese Ansicht u. a. damit, dass 
nur „insoweit …bewertender Arbeitslohn 
zugeflossen und nach den steuerlichen 
Vorschriften anzusetzen“ ist, als Arbeit-
nehmer/Begleitpersonen tatsächlich teil-
genommen haben (Urteil vom 29.4.21 VI 
R 31/18).

Aufzuteilende Aufwendungen
Aufzuteilen sind nach der BFH-Rechtspre-
chung alle mit der Weihnachtsfeier in un-
mittelbarem Zusammenhang stehenden 
Aufwendungen des Arbeitgebers inklu-
sive der Umsatzsteuer. Nach Auffassung 
des BFH besteht keine Rechtsgrundlage, 
„bestimmte einzelne Aufwendungen des 
Arbeitgebers aus der Bemessungsgrund-
lage auszuscheiden“. Unerheblich ist, ob 
Aufwendungen beim Arbeitnehmer einen 
Vorteil begründen oder nicht.

Bilanz 2021:  
Cashflow für 2021 
noch verbessern 
Cashflow
Der Cashflow ist eine in der be-
trieblichen Finanzplanung wich-
tige Kennziffer über den Mittel-
zufluss aus dem Umsatzprozess. 
Der Cashflow errechnet sich im 
Grunde aus der Differenz aus 
baren Erträgen und baren Auf-
wendungen. Banker und ande-
re Geldgeber verwenden den 
Cashflow zur Analyse der Liqui-
ditätslage und der finanziellen 
Entwicklung in einem Unterneh-
men. Für Unternehmen mit Wirt-
schaftsjahr gleich Kalenderjahr 
ergeben sich zum Jahresende 
folgende Möglichkeiten, den 
Cashflow ihres Unternehmens zu 
erhöhen bzw. zumindest nicht zu 
schmälern.

Kauf von Anlagevermögen 
unbar
Ein Kauf von Anlagegütern kurz 
vor Geschäftsjahresende sollte, 
sofern möglich, nicht mehr erfol-
gen, zumal eine gewinnmindern-
de Abschreibung im Regelfall 
nur noch zu einem Zwölftel vor-
genommen werden kann. Soll-
te ein Kauf unbedingt notwen-
dig sein, sollte dieser zu Guns-
ten des Cashflows auszahlungs-
unwirksam erfolgen, z. B. durch 
Kauf auf Darlehen oder Leasing. 

Forderungen eintreiben
Positiv für den Cashflow wirkt 
sich aus, wenn vor (Geschäfts-) 
Jahresende offene Forderun-
gen eingetrieben werden kön-
nen und die Zahlungen noch bis 
31.12. auf dem Geschäftskonto 
verbucht werden können. 

Verbindlichkeiten in 2022 
begleichen
Analog steigert die Verschie-
bung auszahlungswirksamer 
Zahlungen in das neue (Ge-
schäfts-) Jahr den Cashflow. Ggf. 
lohnt es sich hier sogar auf ein 
Skonto zu verzichten und Mah-
nungen zu riskieren.

Unterlagen, die am 31.12.2021  
vernichtet werden können 
Aufbewahrungsfristen 
Gewerbetreibende, bilanzierungspflichti-
ge Unternehmer oder selbstständig Täti-
ge müssen u. a. Bücher, Bilanzen, Inven-
tare, Jahresabschlüsse, Lageberichte, 
Buchungsbelege mindestens zehn Jahre 
aufbewahren. Empfangene und abgesen-
dete Handels- und Geschäftsbriefe sowie 
sonstige Unterlagen, soweit sie steuerlich 
von Bedeutung sind, müssen mindestens 
sechs Jahre aufbewahrt werden. Die Auf-
bewahrungsfrist beginnt jeweils mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem die 
letzte Eintragung im Buch gemacht wor-
den ist oder der Handels- oder Geschäfts-
brief empfangen oder abgesandt worden 
ist oder - bei Bilanzen- mit Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem der Jahresabschluss 
fest- bzw. aufgestellt wurde (§ 147 Abs. 4 
der Abgabenordnung).

Ablauf der Aufbewahrungsfrist zum 

31.12.2021
Zum Jahreswechsel können Handelsbü-
cher, Inventare, Bilanzen und sämtliche 
Buchungsbelege aus dem Jahr 2011 ver-
nichtet werden. Voraussetzung ist, dass 
in diesen Dokumenten der letzte Eintrag 
im Jahr 2011 erfolgt ist. Handels- oder 
Geschäftsbriefe, die in 2015 empfangen 
oder abgesandt wurden sowie andere 
aufbewahrungspflichtige Unterlagen aus 
dem Jahr 2015 und früher können eben-
falls vernichtet werden. 

Ausnahme
Eine allgemeine Aufbewahrungspflicht 
besteht, unabhängig vom Verstreichen 
der Aufbewahrungsfrist, wenn die Doku-
mente für die Besteuerung weiterhin von 
Bedeutung sind. Lieferscheine müssen 
nur dann aufbewahrt werden, wenn sie 
einen Buchungsbeleg oder Rechnungs-
bestandteil darstellen.
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Betriebliche Altersversorgung (BAV)  
Zweite Säule
Die betriebliche Altersversorgung (BAV) stellt die zweite Säu-
le der Alterssicherung neben der gesetzlichen Rentenversi-
cherung dar. Die BAV basiert auf dem „Gesetz zur Verbes-
serung der betrieblichen Altersversorgung“ (Betriebsrenten-
gesetz BetrAVG). Die Begründung eines betrieblichen Al-
tersversorgungsanspruchs ist grundsätzlich eine freiwillige 
Leistung des Arbeitgebers. Eine Verpflichtung kann sich al-
lerdings aus einem Tarifvertrag ergeben (§ 1 Abs. 2 Nr. 2a 
Betr- AVG). Außerdem hat der Arbeitnehmer grundsätzlich 
Anspruch auf eine betriebliche Altersversorgung, sofern die-
ser die Beitragszahlungen aus eigenen Mitteln (aus Entgelt-
umwandlung) finanziert. 

Versorgungszusage
Eine Versorgungszusage des Arbeitgebers begründet sich 
im Regelfall aus dem Arbeitsvertrag (Einzelzusage) oder kol-
lektiv über Betriebsvereinbarungen oder einem Tarifvertrag.
 
Durchführungswege der BAV
Insgesamt gibt es fünf Arten zum Aufbau bzw. zur Finanzie-
rung einer Anwartschaft zur BAV: zwei interne Durchfüh-
rungswege wie die unmittelbare Versorgungszusage durch 
den Arbeitgeber oder die Unterstützungskasse sowie drei 
externe Durchführungswege wie Direktversicherung oder 
Pensionskasse bzw. der Pensionsfonds. 

Nachgelagerte Besteuerung
Beitragszahlungen durch den Arbeitgeber stellen zwar 
grundsätzlich steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Die Zahlun-
gen sind allerdings steuerfrei, soweit die Beiträge im Kapital-
deckungsverfahren erhoben werden und 8 % der Beitrags-
bemessungsgrenze zur allgemeinen Rentenversicherung 
(2022: 8 % aus € 7.050,00 = € 564,00) nicht übersteigen  

(§ 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz-EStG). Im Fall der Finan-
zierung der BAV-Beiträge durch Entgeltumwandlung kann 
der Arbeitnehmer eine steuerliche Förderung durch Son-
derausgabenabzug erreichen (§ 10a EStG, § 1a Abs. 3 Bet-
rAVG). Leistungen aus der BAV unterliegen im Zeitpunkt der 
Auszahlung in vollem Umfang der Einkommensteuer, sofern 
die Beiträge in der Ansparphase steuerfrei waren bzw. ein 
Sonderausgabenabzug geltend gemacht worden ist (soge-
nannte nachgelagerte Besteuerung). 

Sozialversicherung
Beitragszahlungen des Arbeitgebers zur BAV sind sozial-
versicherungsfrei in Höhe von bis zu 4 % der Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 
Dies gilt auch für aus Entgeltumwandlung finanzierte Beiträge  
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 Sozialversicherungsentgeltverord-
nung SvEV). 

©denisismagilov/stock.adobe.com
Versteuerung von Geschäftsführer-Tantiemen 

Zuflusszeitpunkt 
GmbH-Geschäftsführer können Steuerzahlungen für verein-
barte Gewinntantiemen unter Umständen in das Folgejahr hi-
nausschieben. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in der Entschei-
dung vom 28.4.2020 (VI R 44/17) eine fiktive Vorverlegung 
des Zuflusszeitpunktes von Tantiemenzahlungen auf den Zeit-
punkt, zu dem der Jahresabschluss hätte festgestellt werden 
müssen, verneint. 

Hintergrund
Geschäftsführer einer GmbH vereinbaren regelmäßig zum 
Grundgehalt eine Gewinntantieme. Die Tantiemen werden im 
Regelfall nach Vereinbarung einen Monat nach Feststellung 
des Jahresabschlusses fällig. Eine GmbH muss ihren Jahres-
abschluss regelmäßig zum 30. Juni des Folgejahres aufstellen 
und bis zum Ablauf der ersten acht Monate bzw.  kleine Gesell-
schaften bis spätestens 11 Monate nach Ablauf des jeweiligen 
Geschäftsjahres feststellen (§§ 264 Handelsgesetzbuch HGB, 

42a GmbH-Gesetz).  Im Streitfall stellte eine kleine GmbH ih-
ren Jahresabschluss verspätet zum 31.12. fest. Die Tantiemen 
wurden tatsächlich nicht ausgezahlt, sondern auf das Konto 
sonstige Verbindlichkeiten umgebucht. Das Finanzamt sowie 
die Vorinstanz (FG Rheinland-Pfalz 6 K 1418/14) waren der 
Auffassung, die Tantiemen seien noch im Jahr der Jahresab-
schlussfeststellung zugeflossen und der Steuer zu unterwer-
fen. Der BFH hat diese Verwaltungspraxis jetzt gekippt. 

Fazit
Die verspätete Feststellung des Jahresabschlusses führt nicht 
zu einem Zufluss von Tantiemen im Jahr der Feststellung. Eine 
Fiktion des Zuflusses von Tantiemen auf den Zeitpunkt der 
Feststellung des Jahresabschlusses kommt nach der BFH-
Rechtsprechung nicht in Betracht. GmbH-Geschäftsführer, die 
ihre Tantiemen auf Grund eines zum 31.12.2021 festgestell-
ten Jahresabschlusses in 2022 erhalten, müssen diese erst in 
2022 versteuern.
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Weihnachtsfeier: Tatsächliche Teil-
nehmerzahl maßgeblich 
Freibetrag
Die Teilnahme der Arbeitnehmer an ei-
ner betrieblichen Weihnachtsfeier bleibt 
lohnsteuerfrei, soweit die Aufwendungen 
pro Arbeitnehmer nicht mehr als € 110,00 
betragen (Freibetrag nach § 19 Abs. 1 Nr. 
1a Einkommensteuergesetz/EStG). Wird 
die 110-Euro-Grenze überschritten, be-
steht für den Arbeitgeber die Möglichkeit, 
den überschießenden Betrag pauschal zu 
versteuern. Der Lohnsteuersatz beträgt in 
diesem Fall 25 % (§ 40 Abs 2 Nr. 2 EStG). 
Im Fall der Pauschalversteuerung besteht 
keine Sozialversicherungspflicht für diese 
Sachleistung (§ 1 Abs. 1 Satz 2 der Sozi-
alversicherungsentgeltverordnung SvEV). 

Tatsächliche Teilnehmerzahl
Strittig war bislang, auf wie viele Arbeit-
nehmer die Gesamtkosten einer Betriebs-
feier zur Berechnung des 110-Euro-Frei-
betrags aufzuteilen sind. Regelmäßig dif-
feriert die Anzahl der eingeladenen Ar-
beitnehmer von der Anzahl jener Mitar-
beiter, die tatsächlich an der Weihnachts-
feier teilnehmen.  Der Bundesfinanzhof 

(BFH) hat in einem Urteil entschieden, 
dass die Kosten einer Betriebsveranstal-
tung zu gleichen Teilen auf die bei der 
Betriebsveranstaltung anwesenden und 
nicht auf die angemeldeten bzw. gelade-
nen Teilnehmer aufzuteilen sind. Der BFH 
begründet diese Ansicht u. a. damit, dass 
nur „insoweit …bewertender Arbeitslohn 
zugeflossen und nach den steuerlichen 
Vorschriften anzusetzen“ ist, als Arbeit-
nehmer/Begleitpersonen tatsächlich teil-
genommen haben (Urteil vom 29.4.21 VI 
R 31/18).

Aufzuteilende Aufwendungen
Aufzuteilen sind nach der BFH-Rechtspre-
chung alle mit der Weihnachtsfeier in un-
mittelbarem Zusammenhang stehenden 
Aufwendungen des Arbeitgebers inklu-
sive der Umsatzsteuer. Nach Auffassung 
des BFH besteht keine Rechtsgrundlage, 
„bestimmte einzelne Aufwendungen des 
Arbeitgebers aus der Bemessungsgrund-
lage auszuscheiden“. Unerheblich ist, ob 
Aufwendungen beim Arbeitnehmer einen 
Vorteil begründen oder nicht.

Bilanz 2021:  
Cashflow für 2021 
noch verbessern 
Cashflow
Der Cashflow ist eine in der be-
trieblichen Finanzplanung wich-
tige Kennziffer über den Mittel-
zufluss aus dem Umsatzprozess. 
Der Cashflow errechnet sich im 
Grunde aus der Differenz aus 
baren Erträgen und baren Auf-
wendungen. Banker und ande-
re Geldgeber verwenden den 
Cashflow zur Analyse der Liqui-
ditätslage und der finanziellen 
Entwicklung in einem Unterneh-
men. Für Unternehmen mit Wirt-
schaftsjahr gleich Kalenderjahr 
ergeben sich zum Jahresende 
folgende Möglichkeiten, den 
Cashflow ihres Unternehmens zu 
erhöhen bzw. zumindest nicht zu 
schmälern.

Kauf von Anlagevermögen 
unbar
Ein Kauf von Anlagegütern kurz 
vor Geschäftsjahresende sollte, 
sofern möglich, nicht mehr erfol-
gen, zumal eine gewinnmindern-
de Abschreibung im Regelfall 
nur noch zu einem Zwölftel vor-
genommen werden kann. Soll-
te ein Kauf unbedingt notwen-
dig sein, sollte dieser zu Guns-
ten des Cashflows auszahlungs-
unwirksam erfolgen, z. B. durch 
Kauf auf Darlehen oder Leasing. 

Forderungen eintreiben
Positiv für den Cashflow wirkt 
sich aus, wenn vor (Geschäfts-) 
Jahresende offene Forderun-
gen eingetrieben werden kön-
nen und die Zahlungen noch bis 
31.12. auf dem Geschäftskonto 
verbucht werden können. 

Verbindlichkeiten in 2022 
begleichen
Analog steigert die Verschie-
bung auszahlungswirksamer 
Zahlungen in das neue (Ge-
schäfts-) Jahr den Cashflow. Ggf. 
lohnt es sich hier sogar auf ein 
Skonto zu verzichten und Mah-
nungen zu riskieren.

Unterlagen, die am 31.12.2021  
vernichtet werden können 
Aufbewahrungsfristen 
Gewerbetreibende, bilanzierungspflichti-
ge Unternehmer oder selbstständig Täti-
ge müssen u. a. Bücher, Bilanzen, Inven-
tare, Jahresabschlüsse, Lageberichte, 
Buchungsbelege mindestens zehn Jahre 
aufbewahren. Empfangene und abgesen-
dete Handels- und Geschäftsbriefe sowie 
sonstige Unterlagen, soweit sie steuerlich 
von Bedeutung sind, müssen mindestens 
sechs Jahre aufbewahrt werden. Die Auf-
bewahrungsfrist beginnt jeweils mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem die 
letzte Eintragung im Buch gemacht wor-
den ist oder der Handels- oder Geschäfts-
brief empfangen oder abgesandt worden 
ist oder - bei Bilanzen- mit Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem der Jahresabschluss 
fest- bzw. aufgestellt wurde (§ 147 Abs. 4 
der Abgabenordnung).

Ablauf der Aufbewahrungsfrist zum 

31.12.2021
Zum Jahreswechsel können Handelsbü-
cher, Inventare, Bilanzen und sämtliche 
Buchungsbelege aus dem Jahr 2011 ver-
nichtet werden. Voraussetzung ist, dass 
in diesen Dokumenten der letzte Eintrag 
im Jahr 2011 erfolgt ist. Handels- oder 
Geschäftsbriefe, die in 2015 empfangen 
oder abgesandt wurden sowie andere 
aufbewahrungspflichtige Unterlagen aus 
dem Jahr 2015 und früher können eben-
falls vernichtet werden. 

Ausnahme
Eine allgemeine Aufbewahrungspflicht 
besteht, unabhängig vom Verstreichen 
der Aufbewahrungsfrist, wenn die Doku-
mente für die Besteuerung weiterhin von 
Bedeutung sind. Lieferscheine müssen 
nur dann aufbewahrt werden, wenn sie 
einen Buchungsbeleg oder Rechnungs-
bestandteil darstellen.
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Betriebliche Altersversorgung (BAV)  
Zweite Säule
Die betriebliche Altersversorgung (BAV) stellt die zweite Säu-
le der Alterssicherung neben der gesetzlichen Rentenversi-
cherung dar. Die BAV basiert auf dem „Gesetz zur Verbes-
serung der betrieblichen Altersversorgung“ (Betriebsrenten-
gesetz BetrAVG). Die Begründung eines betrieblichen Al-
tersversorgungsanspruchs ist grundsätzlich eine freiwillige 
Leistung des Arbeitgebers. Eine Verpflichtung kann sich al-
lerdings aus einem Tarifvertrag ergeben (§ 1 Abs. 2 Nr. 2a 
Betr- AVG). Außerdem hat der Arbeitnehmer grundsätzlich 
Anspruch auf eine betriebliche Altersversorgung, sofern die-
ser die Beitragszahlungen aus eigenen Mitteln (aus Entgelt-
umwandlung) finanziert. 

Versorgungszusage
Eine Versorgungszusage des Arbeitgebers begründet sich 
im Regelfall aus dem Arbeitsvertrag (Einzelzusage) oder kol-
lektiv über Betriebsvereinbarungen oder einem Tarifvertrag.
 
Durchführungswege der BAV
Insgesamt gibt es fünf Arten zum Aufbau bzw. zur Finanzie-
rung einer Anwartschaft zur BAV: zwei interne Durchfüh-
rungswege wie die unmittelbare Versorgungszusage durch 
den Arbeitgeber oder die Unterstützungskasse sowie drei 
externe Durchführungswege wie Direktversicherung oder 
Pensionskasse bzw. der Pensionsfonds. 

Nachgelagerte Besteuerung
Beitragszahlungen durch den Arbeitgeber stellen zwar 
grundsätzlich steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Die Zahlun-
gen sind allerdings steuerfrei, soweit die Beiträge im Kapital-
deckungsverfahren erhoben werden und 8 % der Beitrags-
bemessungsgrenze zur allgemeinen Rentenversicherung 
(2022: 8 % aus € 7.050,00 = € 564,00) nicht übersteigen  

(§ 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz-EStG). Im Fall der Finan-
zierung der BAV-Beiträge durch Entgeltumwandlung kann 
der Arbeitnehmer eine steuerliche Förderung durch Son-
derausgabenabzug erreichen (§ 10a EStG, § 1a Abs. 3 Bet-
rAVG). Leistungen aus der BAV unterliegen im Zeitpunkt der 
Auszahlung in vollem Umfang der Einkommensteuer, sofern 
die Beiträge in der Ansparphase steuerfrei waren bzw. ein 
Sonderausgabenabzug geltend gemacht worden ist (soge-
nannte nachgelagerte Besteuerung). 

Sozialversicherung
Beitragszahlungen des Arbeitgebers zur BAV sind sozial-
versicherungsfrei in Höhe von bis zu 4 % der Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 
Dies gilt auch für aus Entgeltumwandlung finanzierte Beiträge  
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 Sozialversicherungsentgeltverord-
nung SvEV). 
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Versteuerung von Geschäftsführer-Tantiemen 

Zuflusszeitpunkt 
GmbH-Geschäftsführer können Steuerzahlungen für verein-
barte Gewinntantiemen unter Umständen in das Folgejahr hi-
nausschieben. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in der Entschei-
dung vom 28.4.2020 (VI R 44/17) eine fiktive Vorverlegung 
des Zuflusszeitpunktes von Tantiemenzahlungen auf den Zeit-
punkt, zu dem der Jahresabschluss hätte festgestellt werden 
müssen, verneint. 

Hintergrund
Geschäftsführer einer GmbH vereinbaren regelmäßig zum 
Grundgehalt eine Gewinntantieme. Die Tantiemen werden im 
Regelfall nach Vereinbarung einen Monat nach Feststellung 
des Jahresabschlusses fällig. Eine GmbH muss ihren Jahres-
abschluss regelmäßig zum 30. Juni des Folgejahres aufstellen 
und bis zum Ablauf der ersten acht Monate bzw.  kleine Gesell-
schaften bis spätestens 11 Monate nach Ablauf des jeweiligen 
Geschäftsjahres feststellen (§§ 264 Handelsgesetzbuch HGB, 

42a GmbH-Gesetz).  Im Streitfall stellte eine kleine GmbH ih-
ren Jahresabschluss verspätet zum 31.12. fest. Die Tantiemen 
wurden tatsächlich nicht ausgezahlt, sondern auf das Konto 
sonstige Verbindlichkeiten umgebucht. Das Finanzamt sowie 
die Vorinstanz (FG Rheinland-Pfalz 6 K 1418/14) waren der 
Auffassung, die Tantiemen seien noch im Jahr der Jahresab-
schlussfeststellung zugeflossen und der Steuer zu unterwer-
fen. Der BFH hat diese Verwaltungspraxis jetzt gekippt. 

Fazit
Die verspätete Feststellung des Jahresabschlusses führt nicht 
zu einem Zufluss von Tantiemen im Jahr der Feststellung. Eine 
Fiktion des Zuflusses von Tantiemen auf den Zeitpunkt der 
Feststellung des Jahresabschlusses kommt nach der BFH-
Rechtsprechung nicht in Betracht. GmbH-Geschäftsführer, die 
ihre Tantiemen auf Grund eines zum 31.12.2021 festgestell-
ten Jahresabschlusses in 2022 erhalten, müssen diese erst in 
2022 versteuern.
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Forderungsverjährung zum 31.12.2021  
Regelmäßige Verjährungsfrist
Die regelmäßige Verjährungsfrist, unter die im Regelfall alle Forderungen aus Kauf- und Werk-
verträgen fallen, beträgt drei Jahre (§ 195 Bürgerliches Gesetzbuch/BGB). Die Verjährungsfrist 
beginnt mit Ende des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Der Anspruch ist entstanden, 
wenn die Leistungen vollständig erbracht worden sind. Auf das Datum der Rechnungsstellung 
kommt es nicht an. 

Forderungen aus 2018 sichern
Zum Jahreswechsel verjähren Forderungen aus dem Jahr 2018. Die Versendung von Mahnun-
gen zum Jahreswechsel ändern an der Verjährung nichts. Verhindert werden kann der Verjäh-
rungsablauf nur durch den Antrag auf ein gerichtliches Mahnverfahren, sofern der Antrag voll-
ständig und der Mahnbescheid noch bis 31.12.2021 dem Schuldner zugestellt wird (§ 204 Abs. 
1 Nr. 3 BGB). Kann der Schuldner vor Jahresende wenigstens zur Zahlung einer Rate bewegt 
werden, hat dies den Vorteil, dass die Verjährungsfrist unterbrochen wird und ab dem Tag der 
Zahlung erneut drei Jahre läuft (Neubeginn der Verjährung § 212 Abs. 1 BGB).

Globale Mindeststeuer kommt  
Mindeststeuersatz 15 %
Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) hat im Oktober 
eine umfassende Reform des internationalen Steuersystems zum Abschluss gebracht. Dieses 
sieht vor, dass multinationale Unternehmen ab 2023 einen Mindeststeuersatz von 15 % auf ihren 
steuerpflichtigen Gewinn zahlen müssen. Damit dürfte die Zeit des Steuerdumpings für große 
Konzerne enden oder zumindest stark eingeschränkt werden. Reform ist es vor allem, die Ver-
lagerung von Unternehmensgewinnen in Steueroasen zu verhindern. Der neue Mindeststeuer-
satz soll für große Unternehmen mit Umsätzen über € 750 Mio. gelten. Die Mindeststeuer fällt 
unabhängig vom Sitz des Unternehmens an. Das heißt, zahlt ein Unternehmen mit einer Toch-
terfirma im Ausland weniger Steuern, kann der Heimatstaat die Differenz einfordern. 

G20 Finanzministertreffen
Die Steuerreform wurde zuletzt beim G20 Finanzministertreffen am 13.10.2021 diskutiert und 
- nachdem sich letztlich auch Estland, Irland und Ungarn angeschlossen haben - von allen Mit-
gliedern der OECD und G20 getragen. Die OECD rechnet nach einem Pressebericht vom Ok-
tober 2021 damit, dass die Länder jährlich rund 150 Mrd. US-Dollar an Steuermehreinnahmen 
erzielen werden.

Steueroase Zypern bleibt
Insgesamt haben 136 von 140 Staaten die Steuerreform gebilligt. Außen vor blieben bislang 
Nigeria, Kenia, Pakistan und Sri Lanka sowie Zypern. Der EU-Inselstaat ist nicht Mitglied der 140 
Länder umfassenden Arbeitsgruppe der OECD. 

Zahlungstermine

Dezember

10. Umsatzsteuer mtl. für November bzw. 
Oktober mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Kirchenlohnsteuer für  
November
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteu-
er, Einkommensteuer, Körperschaftsteu-
er, Solidaritätszuschlag.

23. Sozialversicherungsbeiträge Dezember 
(Einreichung Beitragsnachweis)

*27. Zusammenfassende Meldung 

28. Sozialversicherungsbeiträge 
Dezember (Beitragszahlung)
Anmerkung für Scheckzahler:
Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage 
nach Eingang als geleistet. 
* Verschiebung des Termins wegen Feiertag 
auf den nächstfolgenden 
Werktag (§108 Abs. 3 AO)

Sonderabschreibung 
für Mietwohnungs-
neubau    

Sonder-AfA
Investitionen in den Mietwohnungs-
neubau sind steuerlich von einer 
besonders hohen Sonderabschrei-
bung begünstigt. Während für ge-
wöhnliche Mietimmobilien im Re-
gelfall 2 % der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten abgeschrie-
ben werden können, können für 
neue Wohnungen im Jahr der An-
schaffung/Herstellung und den fol-
genden drei Jahren bis zu 5 % der 
Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten zusätzlich zur normalen Ab-
schreibung, also insgesamt 7 %, in 
Anspruch genommen werden. 

Stichtag 31.12.2021
Voraussetzung ist u. a., dass der 
Bauantrag vor dem 1.1.2022 ge-
stellt wird bzw. noch bis 31.12.2021 
mit den Baumaßnahmen begonnen 
worden ist. Immobilieninvestoren 
sollten daher noch bis Monatsen-
de ihre Bauanträge einreichen.

Stand: 3.11.2021
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